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Beiblatt zur Par1acentskorrespondenz. Ip.November 1951~ 

An fra g e b ean t W or tun g. 

Die Abg.L u d w i g, Dr.P i t t e r m. a n n~d Genoss~n haben 
an die Bundesregierung ap 2l.September 1951eine Anfra[p;' betreffend Teilnahme 

. der 8sterreichischen Bundesregierung an den Verhandlungen über Sohaffung 

eines Europapasses,· gerichtet. Daraufte11t Bundoskanzler Dr.Dipl.-Ing. 

F i g 1 folgendes mit: 

"Namens der Bundesregierung bea.bsioht1g.~ ich 1m Einvernehmen.·:mit 
deIll Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten die Anfrage wie 
folgt zu beantworten: 

Die Einberufung der Regierungaexpertenkonterenz des Europarates 
zweoks Schaffung eineseuropäisQhen Passes, die urspringlich tar den-
2.0ktober 1951 beabsichtigt wa.r, ist nunmehr für den 15.Novenber 1951 
erfolgt. 

Da Öste~reich als Fremdenverkehrsland an jeder Erleiohterung des 

zwisohenstaatliohen Reiseverkehrs besonderes ~teresse hat, ist beabsiohU.gt, 
falls dies die Zustimmung der Mi tg!iedsstaateSl des Europarates findet, je 

einen Vertreter·4cs Bundeskanzleramtes (Auswärtige Angelegenheiten) und des 
Dundesministeriums für Inneres als Beobachter zu der Tagung des Experten­
komitees zu entsenden. 

Die Österreichische Gesandtschaft in Paris ist angewiesen worden, 
diese Absicht dem Generalsekretariat des Europarates zu notif1zieren. 1t 
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